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Eines der prominentesten Themen, mit denen sich die politische Soziologie
im letzten Jahrzehnt auseinandersetzte, ist das der Handlungsspielräume
der Politik in Gesellschaften, die repräsentativ-demokratisch verfaßt und.
durch eine modifizierte kapitalistische Wirtschaft gekennzeichnet sind. Die¬
ses Thema wurde zunächst vor allem von Sozialwissenschaflern behandelt,
die an der Marxschen Gesellschaftstheorie orientiert waren. Doch hat es
•
schnell breiteres wissenschaftliches Interesse geweckt. Nicht zuletzt durch
die Diskussion um die Grenzen des Wachstums, vor allem aber durch die
Ölkrise, ist es zudem 'popularisiert' worden. Es stellt heute ein prominen¬
tes Thema nicht nur der wissenschaftlichen, sondern auch der politischen
Öffentlichkeit dar. Dieses breite Interesse hat neben den aktuellen auch tiefer
liegende Gründe. Denn die Frage nach den Handlungsspielräumen der Poli¬
tik ist durch 'epochale' Erfahrungen angeregt. Man wurde aufmerksam auf
die wachsenden Diskrepanzen zwischen den 'Kosten' der Politik und der Wirt¬
schaftsentwicklung, zwischen der Komplexität der Staats- und Verwaltungsauf¬
gaben und dem Bürokratismus der Regierungs- und Verwaltungsorganisationen.
Diese Erfahrungen scheinen allgemein auf Steuerungsdefizite der Politik hin¬
zuweisen, auf eine mangelnde Effektivität und Effizienz des Regierungs- und
Verwaltungshandelns, das damit letztlich destabilisierend und desintegrierend
auf den gesellschaftlichen Handlungszusammenhang wirken muß. Gerade die
Expansion des Wohlfahrtsstaats, die erstaunliche Steigerung der Sozialausgaben
sowie der Ausgaben für das Gesundheits- und Bildungswesen in den öffentlichen
Haushalten seit dem Ende des 2. Weltkriegs, gilt dafür häufig als Beispiel: Statt
wie einst Krisen zu bewältigen, trägt der Wohlfahrtsstaat, so scheint es, in der
Gegenwart selbst zu krisenhaften Entwicklungen bei. Die Verpflichtungen, die
die Politik etwa durch wohlfahrtsstaatliche Maßnahmen einging und eingeht, schei¬
nen kumulative Effekte zu haben. Sie schreiben sich nicht nur gleichsam selber
fort, sondern sie werden auch auf immer weitere Bevölkerungsgruppen ausge¬
dehnt. Vorgänge dieser Art haben die Steuerlastquote der meisten westlichen
Industriegesellschaften in den letzten Jahrzehnten hochschnellen lassen.Ein
Ende ihrer Steigerungsfähigkeit scheint in Sicht. Dies signalisiert nicht nur eine
27
andauernde Finanzkrise des Staates, sondern auch wachsende Konflikte zwi¬
schen Politikfeldern: Die westlichen Industriegesellschaften scheinen 'unre-
gierbar' zu werden. Diese Tendenz wird unter Umständen durch die falsche
Organisation der Regierungs- und Verwaltungsapparate sowie durch falsche
Programmwahlen bei der Verwirklichung politischer Ziele noch begünstigt.
Damit aber wäre eine Konstellation gegeben, die zunächst zu einer Rationali¬
tätskrise, dann zu einer Legitimitätskrise der Politik führen könnte.
'Unregierbarkeit' ist freilich ein Begriff von zweifelhaftem wissenschaftlichen
Wert. Darauf weist insbesondere Richard Rose in seinem Beitrag hin. Dennoch
bleibt es natürlich eine Aufgabe einer politischen Soziologie, die sich verän¬
dernden Handlungsspielräume der Politik in den westeuropäischen Industriege¬
sellschaften zu diagnostizieren. Dies kann vor allem im Hinblick auf die poli¬
tischen Ziele, die politischen Instrumente bzw. Programme und die Politik-
felder geschehen. Damit lassen sich unter anderem drei Fragen verbinden.
1. Welche politischen Ziele können die überkommenen Regierungen und Verwal¬
tungen bei Aufgabenüberlastung, wachsenden Verpflichtungen und nicht weiter
steigerungsfähigen Mitteln überhaupt noch erfolgreich verfolgen? 2. Welche
politischen Programme eignen sich für die Lösung welcher politischen Ziele,
und welcher Programmtyp herrscht aus welchen Gründen vor? 3. Wie haben
sich die Politikfelder in historischer Perspektive verschoben, insbesondere im
Zusammenhang mit der Ausbildung des Wohlfahrtsstaats? Diesen drei Fragen
gehen die folgenden Referate nach: der ersten vor allem der Beitrag von Richard
Rose, der zweiten vor allem der Beitrag von Renate Mayntz und der dritten vor
allem der Beitrag von Peter Flora.
Damit ist nicht behauptet, die drei Referate würden sich einfach ergänzen.
Dies ist keineswegs der Fall. Vielmehr dokumentieren sie verschiedene For¬
schungsschwerpunkte und theoretische Perspektiven. Richard Rose führt letzt¬
lich die seit Seymour Martin Lipsets Studien 'klassisch1 gewordene Fragestel¬
lung der anglo-amerikanischen politischen Soziologie weiter, Renate Mayntz
gibt einen Einblick in die Erkenntnischancen einer Implementierungsforschung,
die zugleich um eine Neufassung des Kontingenzbegriffs bemüht ist. Peter Flora
resümiert die Ergebnisse einer erst in den letzten Jahren in Deutschland ent¬
standenen Forschung um den Wohfahrtsstaat in historischer Perspektive und
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schließt seine vorsichtigen Verallgemeinerungen an die makrosoziologischen
Ansätze von Max Weber und Emile Durkheim an. Damit behandeln diese Bei¬
träge nicht nur Aspekte desselben Themas, sie verweisen auch auf alternative
Möglichkeiten politisch-soziologischer Analyse. Sie sind damit bezeichnend
für ein Forschungsgebiet, das sich gerade in der jüngsten Vergangenheit zu¬
nehmend empirisch-historischen Fragestellungen zugewandt und das sich
dabei zugleich verschiedenen theoretischen Perspektiven geöffnet hat.
Dies wird durch den Beitrag von Brigitta Nedelmann noch unterstrichen. Auch
er ist auf das Problem der Handlungsspielräume bezogen, wenn auch in einem
anderen Sinne, als dies für die übrigen Beiträge gilt. Hier geht es um die Fra¬
ge, unter welchen Bedingungen sich Akteure, die an einem Konflikt beteiligt
sind, ihre HandlungsSpielräume selbst begrenzen, und zwar unter Umständen
so sehr, daß es zu einer Art Selbstblockierung des Handelns kommt. Im Vor¬
dergrund stehen nicht die Ursachen, sondern der Ablauf von Konflikten, das
Konfliktmanagement in seiner Dialektik von Transformationserfordernis und
Darstellungszwang. Die Grundlage der Analyse bildet eine historisch-empiri¬
sche Fallstudie, die zur Entfaltung der begrifflichen Mittel und der Perspek¬
tiven einer dynamischen politischen Soziologie genutzt wird. Sie deutet zugleich
einen Diskussionszusammenhang an, der in der klassischen Soziologie bereits
existierte, aber von der neueren politischen Soziologie nur zögernd aufgenom¬
men worden ist. Seine Ausarbeitung verspricht neue Einsichten in den politi¬
schen Prozeß als einem Management von Konflikten, sowie für die anderen
Forschungsschwerpunkte und theoretischen Perspektiven einen Erkenntnis -
gewinn.
'
Während des Berliner Kongresses hat Urs Jaeggi ferner ein Referat über die
Alternativen zur offiziellen Politik vorgetragen, das in erweiterter Form in
Jürgen Habermas (Hrsg.) , Annotationen zur geistigen Situation der Zeit,
Frankfurt 1979, erscheinen wird und deshalb in diesen Kongreß-Bericht,' auch
auf Wunsch des Autors, nicht aufgenommen ist.
